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Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ammel, 

sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Stadtrates,  

 

die wesentlichen Anregungen der Fachplanungsträger und Verbände und der Öffentlich-

keit aus den Verfahren gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB liegen vor. Die Ergebnisse sind 

durch den Stadtrat zu bewerten, abzuwägen und im weiteren Verfahren zu beachten.  

 

Folgende eingebrachte Anregungen sind zu würdigen: 

I. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 (2) BauGB  

1. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Bahnhofstraße 9, 56009 Koblenz, Schreiben vom 

10.03.2022 

2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-

wirtschaft, Bodenschutz, Kurfürstenstraße 12-14, 56068 Koblenz, E-Mail vom 

17.03.2022 

3. Verbandsgemeinde Mendig, Eigenbetrieb Wasser/Abwasser, Marktplatz 3, 66743 Men-

dig, Schreiben vom 14.03.2022 

4. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion Landesarchäologie/Außen-

stelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 22.02.2022 

5. Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Straße 5, 55129 Mainz, Telefax 

vom 10.03.2022 

6. LandesBetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, Ravenéstraße 50, 56812 Cochem, E-Mail 

vom 17.03.2022 

7. Deutsche Telekom Technik GmbH, Polcher Straße 15-19, 56727 Mayen, Schreiben 

vom 01.03.2022 

8. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, Schützenstraße 80-82, 56068 Koblenz, E-

Mail vom 04.03.2022 

9. Westnetz GmbH, Rauschermühle, 56647 Saffig, Schreiben vom 09.03.2022 

10. Vodafone GmbH/Vodafone Deutschland GmbH, Zurmaiener Straße 175, 54292 Trier, 

E-Mail vom 16.03.2022 

II. Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und benachbarter Kommunen ohne Anre-

gungen oder Bedenken 

III. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

11. Kaspar, Müller, Nickel, Krayer Rechtsanwälte, Postfach 1455, 56704 Mayen, Schrei-

ben vom 10.03.2022 

12. Klinge, Hess Rechtsanwälte PartmbB, Postfach 200262, 56002 Koblenz, Schreiben 

vom 16.03.2022 

IV. Stellungnahmen gemäß § 2 (2) BauGB 

Keine 

 

Die Stellungnahmen werden zunächst interpretiert (kursiv gedruckt), danach erfolgt die 

Abwägung und diese mündet, falls erforderlich, in einen Beschlussvorschlag ein. Dem 

Abwägungsdokument ist eine Zusammenstellung aller Stellungnahmen in zwei PDF-

Dateien beigefügt. 

 

Erarbeitet: Stadt-Land-plus GmbH 

Büro für Städtebau und Umweltplanung 

 

i.A. Kai Schad    Thomas Zellmer/ag 

B.eng. Landschaftsarchitektur  Dipl.-Geograf 

Boppard-Buchholz, Juni 2023 
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I. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 

1. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Bahnhofstraße 9, 56009 Koblenz, 

Schreiben vom 10.03.2022 

 

Die Kreisverwaltung Mayen-Koblenz nimmt wie folgt Stellung: 
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1. Zielverletzung durch Lage in Vorranggebiet für Forstwirtschaft 

2. Hinweis auf eine verpflichtende nachträgliche Anpassung des FNP 

3. Überschreitung der Schwellenwerte für Wohnbauflächen in Mendig 

4. Hinweis, das Plangebiet befindet sich in raumordnerisch relevanten Bereichen (Er-

holung/Tourismus, Klimafunktionen) 

5. Hinweis auf eine hohe Sturzflutgefährdung von Obermendig 

 

Abwägung: 

1. Die Planung berührte in geringem Umfang ein Vorranggebiet für die Forstwirt-

schaft. Insofern war das regionalplanerische Ziel Z 89 des Regionalen Raumord-

nungsplans betroffen. Die Planung wird reduziert auf die im Flächennutzungsplan 

dargestellte Wohnbaufläche. Das Vorranggebiet für die Forstwirtschaft ist dadurch 

nicht mehr betroffen. Den Bedenken wird Rechnung getragen.  

2. Die Intention der Verwendung des Wortes „kann“ zur Anpassung des Flächennut-

zungsplanes war zu verdeutlichen, dass eine Änderung nicht unmittelbar im Paral-

lelverfahren erfolgen muss, sondern auch später erfolgen „kann“. Mit der nun ge-

planten Beschränkung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auf die Wohn-

bauflächen des Flächennutzungsplans ist eine Anpassung des Flächennutzungs-

plans entbehrlich. Den Bedenken wird damit Rechnung getragen.  
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3. Den Hinweisen zur Schwellenwertdiskussion wird mit der geplanten Reduzierung 

des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auf bereits im FNP als Wohnbauflächen 

dargestellte Bereiche umfänglich Rechnung getragen.  

4. Eine weitergehende Behandlung der Aspekte der Erholung und der Klimafunktionen 

speziell im Kontext der Raumordnung ist sinnvoll und im Umweltbericht zu ergän-

zen. 

5. Das nördlich gelegene, auf das Plangebiet entwässernde Außengebiet, ist bei der 

Auslegung der Entwässerungsanlagen mit einer Gesamtflächengröße von 

44.000 m² und einer 5%igen Abflusswirksamkeit berücksichtigt.  

Dieser Ansatz liegt gegenüber der oben erwähnten, ausgewiesenen Größe des 

Sturzflut-Entstehungsgebietes von 2.500 bis 5.000 m² auf der sicheren Seite. 

Somit wurde eine Gefährdung aufgrund von Starkregenereignissen in ausreichen-

dem Maße berücksichtigt. 

 

 

 
Auszug aus der öffentlich zugänglichen Starkregenkarte, Quelle: https://wasserportal.rlp-um-

welt.de/servlet/is/10081/ abgerufen am 02.06.2022 

 

Herr Andreas Hermann, Referatsleiter Kreisentwicklungs-, Landesplanung, Dorferneue-

rung der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz teilt in einer Mail vom 07.12.2022 ergänzend 

hierzu mit: 

„Aufgrund des länderübergreifenden Bundesraumordnungsplans Hochwasser sind wir als 

untere Landesplanungsbehörde verpflichtet vorliegende Daten, die uns zugänglich sind zu 

berücksichtigen. Zuständige Fachbehörde ist hier die SGD Nord, Regionalstelle Wasser-

wirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz. Sollten aus Sicht der Fachstelle keine Beden-

ken bestehen, sind unsere Belange damit hinfällig.“ 

 

Die SGD Nord macht in Ihrer Stellungnahme (siehe Stellungnahme Nr. 2 unten) keine 

diesbezüglichen Bedenken geltend.  

 

Den Bedenken der Unteren Landesplanungsbehörde zu Starkregen und Sturzflutgefähr-

dung wird damit Rechnung getragen. 

 

https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10081/
https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10081/
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Beschlussvorschlag 1: 

1. Die Planung wird auf die im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen 

reduziert. 

2. Die Aspekte Erholung/Tourismus und Klimafunktion werden im Umweltbericht be-

handelt. 

3. Über die derzeitige Auslegung der Entwässerungsanlagen hinausgehende Bemes-

sungsparameter werden im Rahmen des nachfolgend zu erstellenden Wasser-

rechtsantrages berücksichtigt. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 

Wasser- und bodenschutzrechtliche Stellungnahme 
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1. Hinweise auf den Bodenschutz im Rahmen der baulichen Ausführung 

2. Hinweis auf Kanalisationsanschluss 

3. Hinweis auf eine Genehmigungspflicht von Versickerungsanlagen 

4. Empfehlung einer Regenwasserbasierten Löschwasserzisterne 

 

Abwägung: 

1. Die Eingaben sind im Rahmen der baulichen Ausführung zu beachten, betreffen 

jedoch nicht den Bebauungsplan. Die Hinweise des Bebauungsplans enthalten be-

reits vom Landesamt für Geologie und Bergbau bestätigte Passagen zum Thema. 

2. Die Eingabe, dass ein Kanalisationsanschluss nur mit Zustimmung der Werke zu-

lässig ist, ist richtig, kann jedoch nicht im Rahmen des Bebauungsplans weiter 

behandelt werden. Die Werke sind im Verfahren beteiligt. 

3. Die wasserrechtliche Erlaubnis wird im Rahmen der Genehmigungsplanung bean-

tragt.  

4. Die Verbandsgemeinde Mendig, Eigenbetrieb Wasser/Abwasser weisen darauf hin, 

dass eine Löschwasserversorgung sichergestellt werden kann, für einen ausrei-

chend hohen Druck aber vermutlich eine zentrale Druckerhöhungsstation erforder-

lich wird. Die Eingabe zur Zisterne ist zur Kenntnis zu nehmen und betrifft die 

bauliche Ausführung. 
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Beschlussvorschlag 2: 

Die Planung wurde im Vorfeld mit der Verbandsgemeinde Mendig, Eigenbetrieb Was-

ser/Abwasser mehrfach und abschließend diskutiert und von ihr als genehmigungsfähig 

beurteilt. Die wasserrechtliche Erlaubnis für den Bau und Betrieb einer Versickerungsan-

lage wird im Rahmen der Genehmigungsplanung beantragt.  

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 

Straßenverkehr/Führerscheinstelle 

 
 

Abwägung: 

Eine Betroffenheit der Belange des Straßenverkehrs wird nicht gesehen. Ein Beschluss ist 

nicht erforderlich. 

 

 

 

Brandschutztechnische Stellungnahme 
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1. Eingabe zur Sicherung der Löschwasserversorgung 

2. Eingabe zur Hydrantenpositionierung 

 

Abwägung: 

Die Eingaben sind zur Kenntnis zu nehmen, die Verbandsgemeinde Mendig, Eigenbetrieb 

Wasser/Abwasser bestätigt eine ausreichende Löschwasserversorgung mit einer Drucker-

höhungsstation. Die Positionierung von Hydranten kann erst im Rahmen der baulichen 

Ausführung festgelegt werden. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

Abfallrechtliche Stellungnahme 

 
 

Hinweis auf ein Fehlen einer Wendeeinrichtung für Müllfahrzeuge oder einen Müllsammel-

platz am Ernteweg. 

 

Abwägung: 

Das Entsorgungskonzept des Baugebiets sieht weder einen dauerhaften zentralen Müll-

sammelplatz am Ernteweg noch eine Einfahrt des Müllfahrzeugs in das Baugebiet vor, was 

eine Wendeeinrichtung erforderlich machen würde. Vielmehr sollen die Abfallbehälter am 

Abholtag zum Ernteweg gebracht werden. Sie werden dort auf dem öffentlichen Gehweg 

(ehemaliges Martinsheim und Gebäude östlich davon) bzw. auf privatem Gelände an der 

Verlängerung Ernteweg (für die neuen Gebäude südlich Ernteweg 100) zur Leerung be-

reitgestellt. Das Müllfahrzeug kann wie gewohnt entlang des Erntewegs fahren und leeren. 
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Beschlussvorschlag 3: 

Die geordnete Müllentsorgung ist sichergestellt. An der Planung wird festgehalten. 

 

 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirt-

schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Kurfürstenstraße 12-14, 56068 

Koblenz, E-Mail vom 17.03.2022 

 

Die SGD Nord nimmt wie folgt Stellung: 

 

 

 



Seite 12, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß §§ 3 (2) 4 (2) BauGB, Juni 2023 

 

 

 

 
 

1. Hinweis auf eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten Versickerungsanla-

gen 

2. Verpflichtende Schmutzwasserbewirtschaftung über Kanalisationsanschluss 

3. Allgemeine Hinweise zur Starkregenvorsorge 

4. Keine Bedenken aus wasserwirtschaftlicher Sicht bei Einhaltung der Auflagen 

 

Abwägung: 

Es werden allgemeine Aussagen zur Wasserbewirtschaftung getroffen. Die Auflagen wer-

den eingehalten, damit bestehen keine Bedenken. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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3. Verbandsgemeinde Mendig, Eigenbetrieb Wasser/Abwasser, Marktplatz 3, 

66743 Mendig, Schreiben vom 14.03.2022 

 

Der Eigenbetrieb Wasser/Abwasser der VG Mendig nimmt wie folgt Stellung: 

 

 

 
 

• Beschreibung der geplanten Regenwasserbewirtschaftung und deren Verträglich-

keit 

• Bestätigung der Schmutzwasserentsorgung 

• Voraussichtliches Erfordernis einer Druckerhöhungsanlage 

• Bestätigung der Löschwasserversorgung 

 

Abwägung: 

Eine Druckerhöhungsanlage ist für das Plangebiet sinnvoll, kann jedoch nicht im Rahmen 

des Bebauungsplans behandelt werden. Da die Anlage in einem  Übergabeschacht verortet 

sein würde, ist eine räumliche Festsetzung nicht erforderlich. Ein Beschluss ist nicht er-

forderlich. 

 



Seite 14, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß §§ 3 (2) 4 (2) BauGB, Juni 2023 

 

 

 

4. Generaldirektion kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz – Direktion Landesarchäo-

logie/ Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schrei-

ben vom 22.02.2022 

 

Die GDKE Landesarchäologie nimmt wie folgt Stellung: 

 

 
 

Abwägung: 

Die Belange der Landesarchäologie sind berücksichtigt. Stellungnahmen der Direktion Lan-

desdenkmalpflege und des Referat Erdgeschichte wurden gesondert eingeholt. Ein Be-

schluss ist nicht erforderlich. 
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5. Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Straße 5, 55129 

Mainz, Telefax vom 10.03.2022 

 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau nimmt wie folgt Stellung: 
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Keine bekannter Altbergbau, CO2-Austritte westlich und nordwestlich des Gebiets, Hin-

weis, keine Ausgleichsmaßnahmen auf Rohstoffsicherungsflächen auszuweisen. 

 

Abwägung: 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau trägt allgemeine Aussagen zur Planung sowie 

einen Hinweis auf CO2-Autritte im weiteren Umfeld des Plangebiets vor. Dies ist im Rah-

men der baulichen Ausführung zu beachten und sollte in den Hinweisen ergänzt werden. 

 

Beschlussvorschlag 4: 

Die Hinweise werden um Angaben zu bekannten CO2-Austritten westlich und nordwest-

lich des Plangebiets ergänzt. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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6. LandesBetrieb Mobilität (LBM) Cochem-Koblenz, Fachgruppe Betrieb, An-

bau/Sondernutzung, Ravenéstraße 50, 56812 Cochem, E-Mail vom 

17.03.2022 

 

Des LBM Cochem-Koblenz nimmt wie folgt Stellung: 

 

 
 

Der LBM trägt keine Verantwortung für eine Einhaltung der Richtwerte zum Lärm ausge-

hend von der L 120. 

 

Abwägung: 

Das Plangebiet befindet sich abgeschirmt von einer Hügelkuppe in mindestens 600 m 

Entfernung zur L 120. Eine relevante Lärmbelästigung ist sicher auszuschließen. Ein Be-

schluss ist nicht erforderlich. 
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7. Deutsche Telekom Technik GmbH, Polcher Straße 15-19, 56727 Mayen, 

Schreiben vom 01.03.2022 

 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH nimmt wie folgt Stellung: 
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Abwägung: 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH hat keine Einwände gegen die Planung, weist je-

doch auf Modalitäten im Rahmen der Versorgung des Plangebiets hin. Dies betrifft die 

bauliche Ausführung. Gegebenenfalls erforderliche Leitungsrechte können vertraglich ge-

regelt werden. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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8. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, Schützenstraße 80-82, 56068 

Koblenz, E-Mail vom 04.03.2022 

 

Die Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG nimmt wie folgt Stellung: 

 

 
 

Abwägung: 

Ein Anschluss des Gebiets an das Gasnetz wird von der Energienetze Mittelrhein GmbH 

ausgeschlossen, ein Anschluss an das Gasnetz ist daher nur auf eigene Kosten möglich. 

Die Begründung ist entsprechend nachrichtlich anzupassen. Es kommt zu keinen Ände-

rungen von Festsetzungen und Planzeichnung. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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9. Westnetz GmbH, Rauschermühle, 56647 Saffig, Schreiben vom 

09.03.2022 

 

Die Westnetz GmbH nimmt wie folgt Stellung: 

 

 
 

Hinweis auf existierende Versorgungsleitungen im Plangebiet und die Sicherung von neuen 

Leitungen/Transformatoren über das Grundbuch im Rahmen der Bauausführung. 

 

Abwägung: 

Die Anmerkungen der Westnetz GmbH betreffen die bauliche Ausführung. Ein Beschluss 

ist nicht erforderlich. 
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10. Vodafone GmbH/ Vodafone Deutschland GmbH, Zurmaiener Straße 175, 

54292 Trier, E-Mail vom 16.03.2022 

 

Die Vodafone GmbH nimmt wie folgt Stellung: 

 

 

 
 

Allgemeine Aussagen zu bestehenden und ggfs. geplanten Leitungen im Plangebiet 

 

Abwägung: 

Im Plangebiet befinden sich nur direkte Versorgungsleitungen zu den dortigen Gebäuden. 

Die übrigen Aussagen betreffen die bauliche Ausführung. Ein Beschluss ist nicht erforder-

lich. 
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II. Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und benachbarter 

Kommunen ohne Anregungen oder Bedenken 
 

− Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland Pfalz – Direktion Landesarchäolo-

gie/Abteilung Erdgeschichte, Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 

Koblenz, E-Mail vom 10.02.2022 

− Eisenbahn-Bundesamt, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt, Schreiben vom 

10.02.2022 

− Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

Fontainegraben 200, 53123 Bonn, Schreiben vom 11.02.2022 

− Amprion GmbH, Asset Management, Bestandssicherung Leitungen, Robert-

Schuhman-Straße 7, 44263 Dortmund, E-Mail vom 15.02.2022 

− Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Peter Klöckner Straße 3, 56073 Koblenz, 

Schreiben vom 17.02.2022 

− IHK Koblenz, Regionalgeschäftsstelle für Mayen-Koblenz, Schlossstraße 2, 56068 

Koblenz, Schreiben vom 28.02.2022 

− Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Niederlassung Koblenz, Hof-

straße 257a, 56077 Koblenz, E-Mail vom 02.03.2022 

− PLEdoc GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen, Schreiben vom 

14.03.2022, E-Mail vom 14.03.2022 

− Handwerkskammer Koblenz, Friedrich-Ebert-Ring 33, 56068 Koblenz, Schreiben 

vom 15.03.2022 
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III.  Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 (2) BauGB 
 

11. Kaspar, Müller, Nickel, Krayer Rechtsanwälte, Postfach 14 55, 56704 Ma-

yen, Schreiben vom 10.03.2022 

 

Die Kanzlei Kaspar, Müller, Nickel, Krayer nimmt für ihre Mandantschaft wie folgt Stel-

lung: 
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1. Übermäßig aufwändige Planung, Bodenbeanspruchung, zu geringe Anzahl an Bauplät-

zen, keine Schaffung seniorengerechter Bebauung, hohe Geländeneigung 

2. Beschreibung der überplanten Flächen. 

2.1. Geringe Waldflächen in der Gemarkung Mendig 
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2.2. Zerstörung von weiteren Waldflächen geplant, artenschutzrechtliche Bedenken, 

Natura 2000 Flächen betroffen 

2.3. Bestehender Wald wirksam gegen Sturzfluten 

2.3.1. Sturzfluteinzugsbereich von 50 ha und Schutzfunktion des Waldes 

3. Verweis auf eine Höhenskizze 

3.1. Beschreibung von Böschungsneigungen resultierend aus der Planung 

3.2. Verweis auf die Begründung zur Erosionsgefahr 

3.2.1. Verweis auf ausstehende Bodengutachten 

3.2.2. Erdrutsche aufgrund der Bodenstruktur zu befürchten, eine Errichtung von 

Gebäuden südlich der geplanten Erschließung ist auszuschließen 

3.3. Höhenunterschied Plangebiet – Ernteweg verbietet Bauleitplanung 

4. Kritik an uneingeschränkter Einsehbarkeit der Grundstücke des Erntewegs aus dem 

Plangebiet heraus 

5. Kritik am Maß der baulichen Nutzung 

5.1. Kritik an der Flächenversiegelung 

5.2. Kritik an optischer Wirkung der Planung 

5.3. Befürchtung einer Hangdestabilisierung durch Tiefgaragen 

6. Kritik an der Möglichkeit einer Mauereinfriedung 

7. Kritik am gewählten Verfahren und des erfolgten Verfahrenswechsels 

8. Persönliche Kritik am Projektierer 

8.1. Nicht altersgerechte Planung 

8.2. Disproportionaler Erschließungsaufwand 

8.3. Ankündigung eines Normenkontrollverfahrens 

 

Abwägung: 

1. Der Vorhabenträger plant gemäß plausiblen Konzept die Etablierung einer auf gegen-

seitige Hilfe im Alter gegründeten Gemeinschaft. Die zu entwickelnden Flächen sind 

im Flächennutzungsplan bereits als Wohnbauflächen ausgewiesen und mithin schon 

seit längerer Zeit für die weitere Bebauung vorgesehen. Die bisher geplante geringfü-

gige Abrundung dieser Flächen wird nun aufgegeben. Die Planung beschränkt sich nun 

auf die im Flächennutzungsplan bereits dargestellten Wohnbauflächen. 

2.  

2.1. Der Waldflächenanteil der Gemarkung Mendig beträgt gemäß Statistischem Lan-

desamt 19,2 % (4,55 km² oder 4.550.000 m²), die von einer Rodung be-

troffene Waldfläche betrug vor der Reduzierung der Planung ca. 3.800 m², nach 

der Reduzierung verbleiben rund 2.300 m² Wald. D.h. es erfolgt ein Eingriff in 

0,51 Promille des Waldanteils der Stadt. Nach Landeswaldgesetz ist ein Wald-

ausgleich erforderlich in gleichem Umfang. Der Waldanteil der Stadt verändert 

sich somit nicht. 

Eine weitere Beanspruchung von Waldflächen jenseits des Plangebiets ist aus 

raumordnerischen Gesichtspunkten (Vorranggebiet Forst) mit erheblichen Hin-

dernissen verbunden und derzeit nicht geplant. 

2.2. Durch die Planung sind keine Natura 2000-Flächen betroffen. Das nächste Natura 

2000-Gebiet ist das Vogelschutzgebiet „Unteres Mittelrheingebiet“ ca. 300 m 

westlich des Plangebiets. Es findet außerdem kein Verlust von Trittsteinbiotopen 

statt. Der verbleibende Wald nördlich des Plangebiets ist an seiner schmalsten 

Stelle über 20 m breit. 
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Durch die Planung werden keine Lebensstätten planungsrelevanter Arten zerstört. 

Die für Reptilien wichtigen Felsbereiche im Plangebiet werden vollständig erhal-

ten. Artenschutzrechtliche Bedenken werden von der zuständigen Kreisverwal-

tung (Untere Naturschutzbehörde) nicht geäußert. 

2.3. Die Planung sieht die Einrichtung einer Berme in Form der Erschließungsstraße in 

der relativ steilen Hanglage vor. Das Plangebiet wird zukünftig an eine für 10-

jährliche-Regenereignisse ausgelegte Versickerungsanlage angeschlossen. Es 

kommt durch die Planung entsprechend zu einem deutlich erhöhten Schutz der 

Unterlieger gegen Sturzfluten (vgl. auch Stellungnahme der Kreisverwaltung). 

2.3.1. Der Autor wiederholt seine zuvor geäußerten Argumente ausführlicher. Die 

Versickerungsleistung von Böden im Rahmen eines Starkregenereignisses 

ist von untergeordneter Bedeutung, da weitaus mehr Niederschlag fällt, als 

die Böden aufnehmen können. Hierdurch kommt es zu oberflächlichem Ab-

fließen, welches auf Starkregenkarten ersichtlich ist. Die zuvor beschriebe-

nen Maßnahmen lenken diesen Abfluss erstmal in Rückhalteeinrichtungen 

und schadlos Richtung Kellbach. 

3.  

3.1. Eine genaue Vermessung liegt nur für das Plangebiet vor. Die Höhen außerhalb 

des Plangebiets liegender Grundstücke können jedoch aus öffentlich zugänglichen 

Daten (Geländemodell des Landesamts für Vermessung und Geobasisinformation) 

mit einer gewissen Unschärfe abgelesen werden. Demnach dürfte die Rückseite 

des Gebäudes Ernteweg 92 etwa auf 305 m NN liegen.  

Das Gelände wird sich der Planung entsprechend etwa wie folgt darstellen: Das 

nächstgelegene geplante Gebäude orientiert sich in seiner Höhe an der Planstraße. 

Hier ist von etwa 322 m üNN auszugehen. Der Höhenunterschied beträgt mithin 

etwa 17 m.  

Bestandsgebäude und Plangebäude dürften dabei etwa 33-35 m voneinander ent-

fernt liegen. Das Gelände dazwischen ist – da die Realität des bewegten Geländes 

kaum abbildbar ist – in folgender Skizze linear angedeutet. Vor Ort stellt sich das 

Gelände jedoch stärker modelliert - mit ebeneren und steileren Bereichen - dar.  

Zwischen den Häusern ist im Bebauungsplan ein 10 m breiter Grünstreifen als 

Sichtschutz vorgesehen.  

 
3.2. Neben der Aussage, dass in steilen Bereichen eine erhöhte Erosionsgefahr be-

steht, führte die Begründung zum Bebauungsplan aus, dass aus diesem Grund 

ingenieurbautechnische Maßnahmen zur Stabilisierung zu ergreifen sind, Bö-

schungen also stabilisiert werden können.  
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3.2.1. Hohe natürliche Hangneigungen deuten auf eine widerständige Gesteinsfor-

mation hin. Hinweise auf eine erhöhte Gefahr von Hangrutschungen sind nicht 

bekannt. Trotz Maßnahmen zur Verhinderung von Erosion und Hangrutschun-

gen im Bebauungsplan wurde zur Erlangung einer zusätzlichen Sicherheit eine 

geotechnische Untersuchung in Auftrag gegeben. Diese kommt zu dem 

Schluss, dass der untersuchte Hangbereich im östlichen Teilbereich […] des 

Bebauungsplanes als standsicher zu bewerten ist.  

 

Die Steilböschung jedoch an der südlichen Grundstücksgrenze mit einer Höhe 

von geschätzt <= 6 Meter „ist als nicht standsicher zu bewerten, da der 

bestehende Böschungswinkel von≥ 75° (grobe Schätzung) deutlich überhöht 

ist. Hier ist eine akute Gefährdung der rückwärtigen Bereiche der Flurstücke 

359/14 und 359/15 durch Steinschlag (Lockergestein) und eine mindestens 

latente Gefährdung hinsichtlich Sturzbewegungen von Teilen des anstehen-

den Felsgesteins zu besorgen.“  

 

3.2.2. Erdrutsche sind gemäß geotechnischer Untersuchung nicht zu befürchten.  

3.3. Zusammenfassend erlaubt die Geologie eine sichere Gründung der geplanten 

Gebäude. 

4. Gewähren Fenster, Balkone oder Terrassen eines neuen Gebäudes beziehungsweise 

Gebäudeteils den Blick auf ein Nachbargrundstück, ist deren Ausrichtung, auch wenn 

der Blick von dort in einen Ruhebereich des Nachbargrundstücks fällt, nicht aus sich 

heraus rücksichtslos. Es ist in bebauten Gebieten üblich, dass infolge einer solchen 

Bebauung erstmals oder zusätzlich Einsichtsmöglichkeiten entstehen. Nach ständiger 

Rechtsprechung ist dies regelmäßig hinzunehmen.1 Ein erhöhter Abstand scheint daher 

nicht erforderlich. Außerdem ist ein Sichtschutzstreifen von 10 m Breite vorgesehen.  

5.  

5.1. Die BauNVO sieht für Allgemeine Wohngebiete eine Grundflächenzahl von bis zu 

0,4 vor, die 50 % Überschreitung zur Flächenversiegelung ist dabei grundsätzlich 

zulässig, sofern nicht explizit ausgeschlossen, gilt also z.B. auch für die Anwoh-

ner des Erntewegs. Im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes sind zusätzliche 

Einschränkungen unangemessen. Zur Thematik der Oberflächenwasserbewirt-

schaftung wird auf vorangegangene Erläuterungen verwiesen. 

5.2. Es wird auf ein mögliches optisches Wirkungsäquivalent von 3-geschossigen Ge-

bäuden durch die Planung abgestellt. Hierzu bestehen bereits Festsetzungen, die 

eine talseitig (also zum Ernteweg hin) sichtbare Fassade auf maximal 6,5 m be-

grenzen und eine Dachneigung von 15°-35° vorgeben, die ein Staffelgeschoss 

faktisch nicht umsetzbar machen. Es bestehen außerdem restriktive Auflagen zu 

Dachaufbauten wie Gauben. Das beschriebene Szenario der eingebenden Partei 

ist entsprechend ausgeschlossen. 

5.3. Zur Schaffung einer Tiefgarage/eines Kellergeschosses ist entweder aufgeschüt-

tetes Material oder anstehender Boden/Fels abzugraben. In beiden Fällen handelt 

es sich um stabil gelagertes Material. Hierzu sind wesentlich die Begriffe „Erosi-

onsgefahr“ und „Hangstabilität“ zu unterscheiden. Es bestehen keine Hinweise 

auf eine Hangrutschgefahr, der Boden ist entsprechend als stabil anzusehen. Die 

Tragfähigkeit und Stabilität des Baugrunds wird im Rahmen der Ausführung gut-

achterlich begleitet.  

 
1 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 08.04.2020 - 10 A 352/19 RN36 
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6. Eine Einfriedung kann die Funktion einer Stützmauer übernehmen. Stützmauern sind 

ein Mittel zur Verringerung der Geländeneigung, welche von der eingebenden Partei 

kritisiert wird. Eine 1,5 m hohe Einfriedungsmauer ist kaum als „verheerend“ zu be-

schreiben. Ohne weitergehende Beschränkungen erlaubt die Landesbauordnung bis zu 

2 m hohe Einfriedungen (auch Mauern). Die Einfriedung wird durch die Bebauung des 

Erntewegs verdeckt und somit nicht in der freien Landschaft sichtbar sein. Es würde 

sich somit um ein optisch und funktional trennendes Bauwerk handeln, wie es in hän-

gigem Gelände üblich ist. 

7. Die Kritik an der Anwendung des § 13a BauGB war und ist nachvollziehbar, weswegen 

der Wechsel auf das Verfahren nach § 13b BauGB nach der frühzeitigen Beteiligung 

erfolgte. Aufgrund vorliegender Stellungnahmen von Fachbehörden im bisherigen Ver-

fahren (Umweltbelange) und im Nachgang durchgeführter Gespräche, sollte von der 

Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, in ein Vollverfahren zu wechseln. Zudem sind 

aufgrund inzwischen ergangener Rechtsprechung engere Voraussetzungen an die An-

wendung des § 13 b BauGB ergangen, die in diesem Gebiet nicht erfüllt sind. Im 

Rahmen des Vollverfahrens erfolgt die Erstellung eines Umweltberichts mit Bilanzie-

rung des Eingriffs und des Ausgleichs. Zur Erlangung eines rechtssicheren Verfahrens 

sollte somit erneut ein Wechsel des Verfahrens hin zu einem regulären Vollverfahren 

erfolgen. Die bislang durchgeführten Schritte der frühzeitigen Beteiligung und der Of-

fenlage sollten als Grundlage des weiteren Verfahrens dienen. 

8.  

8.1. Die Planungen des Vorhabenträgers erscheinen plausibel, sind jedoch nicht Ge-

genstand des vorliegenden Verfahrens.  

8.2. „Einfache“ Bauplätze sind in der Stadt Mendig schon seit Längerem nicht mehr 

verfügbar. Der Aufwand wird als vertretbar eingeschätzt. 

8.3. Der einwendenden Partei steht es offen, den Klageweg zu beschreiten. 

 

Beschlussvorschlag 5: 

Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen, an der Planung wird festgehalten. 

 

Bzgl. der befürchteten Hangrutschungen kommt die beauftragte geotechnische Untersu-

chung zu dem Schluss, dass der untersuchte Hangbereich im östlichen Teilbereich des 

Bebauungsplanes als standsicher zu bewerten ist Den Bedenken wird hinreichend Rech-

nung getragen, weiterer Handlungsbedarf im vorliegenden Verfahren ist nicht gegeben. 

 

Das Bebauungsplanverfahren wird als reguläres Vollverfahren weitergeführt werden, die 

bereits erfolgten Schritte der frühzeitigen Beteiligung und Offenlage dienen als Grundlage 

für das weitere Verfahren. 

 

Die weiteren Bedenken sind dem Vorhaben nicht entgegenzuhalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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12. Klinge, Hess Rechtsanwälte PartmbB, Postfach 20 02 62, 56002 Koblenz, 

Schreiben vom 16.03.2022 

 

Die Klinge, Hess Rechtsanwälte PartmbB nimmt für ihre Mandantschaft wie folgt Stellung: 
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1. Verweis auf das Gebot der Innenentwicklung und vorhandene Baulücken in Men-

dig, Luxuscommunity, Erreichbarkeit nur über PKW 

2. Verweis auf Schutzwaldfunktionen im Plangebiet 

3. a. Kritik am Entwässerungskonzept 

b. Fehlende Aussagen zur Geländestabilität 

4. Fehlende Aussagen zum Artenschutz 
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Abwägung: 

1. Das geplante Wohnkonzept sieht die Etablierung einer auf gegenseitige Hilfe im 

Alter gegründeten Gemeinschaft vor. Ihr Funktionieren ist wesentlich an einen en-

gen räumlichen Zusammenhang gebunden. Dies ist mit der Nutzung von Baulücken 

verteilt über Mendig nicht zu erreichen. Darüber hinaus stehen die Baulücken nur 

in geringer Anzahl dem Markt zur Verfügung. Alternative Bauflächen wurden ge-

prüft. Die Begründung zum Bebauungsplan sollte entsprechend ausgeführt werden. 

Die zu entwickelnden Flächen sind im Flächennutzungsplan bereits weitgehend als 

Wohnbauflächen ausgewiesen und mithin schon seit längerer Zeit für die weitere 

Bebauung vorgesehen. Diese Flächen werden nur geringfügig abgerundet. 

Die Lage am Stadtrand ist dem Vorhaben nicht entgegenzuhalten. Auch wenn eine 

unmittelbare Anbindung an den ÖPNV nicht geplant ist, kann die Mobilität privat 

sichergestellt werden. Die Frage der Umwelt- und Klimaverträglichkeit des Ver-

kehrs ist gesamtgesellschaftlich zu lösen. 

2. Das Forstamt war von Beginn an in die Planung eingebunden, Begehungen vor Ort 

fanden statt. Der Aspekt der Schutzwaldfunktionen wird in Rücksprache mit Forst 

und Kreisverwaltung behandelt. Es wird auf die Ausführungen zur Stellungnahme 

der Kreisverwaltung unter Punkt 1.4 oben verwiesen. 

3.  

a. Die Aussage, dass die unterhalb des Plangebietes liegende Bebauung und 

die gesamte Verkehrsanlage „Ernteweg“ zukünftig einem erhöhten Überflu-

tungsrisiko infolge von Starkregenereignissen ausgesetzt wäre, ist nicht 

richtig. Sturzfluten resultieren oftmals aus natürlichen hängigen Außenge-

bieten, die infolge vorangegangener Niederschlagsereignissen gesättigt und 

somit hochgradig abflusswirksam sind. Durch die parallel zu den Höhenli-

nien geplanten Entwässerungsanlagen (Kanäle und Entwässerungsgräben) 

wird einer oberflächigen Überflutung aus dem oberhalb liegenden Außenge-

biet entgegengewirkt, da durch diese Anlagen das oberhalb des Plangebie-

tes anfallende Oberflächenwasser abgefangen wird. Dies liegt nicht aus-

schließlich im Interesse der Unterlieger, sondern naturgemäß im Eigeninte-

resse des Erschließers. Auch die Aussage, dass das Versickerungsbecken 

aufgrund hinsichtlich etwaiger Schutzbedürfnisse nicht ausreichend dimen-

sioniert sei, ist falsch. Die Versickerungsfähigkeit wurde durch örtliche Bo-

denerkundungen präzise ermittelt und bei der Bemessung der Versicke-

rungsanalgen wurden hinreichend Sicherheitsansätze berücksichtigt. Des 

Weiteren befinden sich die Versickerungsanlagen nicht oberhalb bestehen-

der Bebauung, so dass ein etwaiger Überlastungsfall nicht zu einer Überflu-

tung von Anliegern führen würde. Auch dieser Umstand wurde ausführlich 

und hinreichend mit der Verbandsgemeindeverwaltung diskutiert und final 

geklärt.  

b. Es bestehen keine Hinweise auf eine Instabilität des Hangbereichs. Der Be-

griff der Erosionsgefahr ist nicht gleichzusetzen mit einer Instabilität, son-

dern ist im vorliegenden Fall einzig durch die Hangneigung bedingt gegeben. 

Einer Erosionsgefahr wird durch Errichtung einer Berme in Form der Erschlie-

ßung faktisch sogar vorgebeugt.  

4. Die Eingabe nutzt den Begriff „Wild“, es ist aber anzunehmen, dass die Kritik dem 

Artenschutz an sich gilt und nicht ausschließlich auf das Jagdwild bezogen ist.  
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• Innerhalb des Gebiets ist der Erhalt artenschutzrechtlich relevanter Fels- und 

Strauchbereiche festgesetzt. Dies sollte in der Begründung ausführlicher be-

schrieben werden. Es sind außerdem externe Maßnahmen zu den Eingriffen in 

den Waldbereich zu ergänzen. 

• Wildschutzzäune (oder ähnliches) sind nicht erforderlich, da keine Wege mit 

hoher Verkehrsdichte oder Geschwindigkeit geschaffen werden. Das Risiko 

von Kollisionen ist entsprechend gering. Eine „wildtierdichte“ Umzäunung der 

Grundstücke ist nicht erforderlich, eine Nutzung der Gartenbereiche durch 

Wildtiere ist im Siedlungsrandbereich nicht ungewöhnlich. Sollte dies ein Prob-

lem für Anwohner darstellen, so sind sie berechtigt eine Zäunung vorzuneh-

men. 

 

Beschlussvorschlag 6: 

1. Die genannten Einwendungen zum Thema Baulücken an anderer Stelle, Ortsrand-

lage und Erreichbarkeit sind dem Vorhaben nicht entgegenzuhalten. Die Begrün-

dung zum Bebauungsplan sollte jedoch hinsichtlich alternativer Bauplätze ausge-

führt werden. 

2. Es wird auf den Beschlussvorschlag 1 oben verweisen. Ein erneuter Beschluss ist 

nicht erforderlich.  

3. Die Planung entspricht anerkannten Regeln der Technik. Etwaige Sicherheitsan-

sätze werden im Rahmen der Planung berücksichtigt. Im Grundsatz wird an der 

Planung festgehalten. 

4. Die Belange des Artenschutzes sind im Umweltbericht umfassend darzulegen. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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III. Stellungnahmen gemäß § 2 (2) BauGB 

 

Keine 

 


